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Und täglich grüßt der Rotmilan?

• Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 9 Abs. 2, 3 ROG) 
kann bereits einzelnes „neues“ Individuum genügen, um 
Veränderung des Flächenzuschnitts zu erfordern

• Auf Änderung des Flächenzuschnitts muss erneute 
Öffentlichkeitsbeteiligung folgen (§ 9 Abs. 3 S. 1 ROG: „[…] so 
ist der geänderte Teil erneut auszulegen; […]“)

• Zeitablauf durch Öffentlichkeitsbeteiligung macht erneute 
Veränderung von Art-/Individuenvorkommen wahrscheinlich

• usw.

➢ Derzeit erhebliches Hemmnis für Abschluss von Planungsver-
fahren 
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Dichtezentren- und habitatbezogene Ansätze als Ausweg aus 
der Endlosschleife

• Kein Ausweg ist das „Einfrieren des Erkenntnisstands“ und 
gestaffelte Abwägung zu Zeitpunkt vor der Beschlussfassung, 
§ 11 Abs. 3 S. 1 ROG (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 21.1.2019 –
10 D 23/17.NE, Rn. 76)

− Handlungsspielraum des Gesetzgebers?

• Kein Ausweg ist auch „übermäßige Ausweisung“ von Flächen 
für WEA unter Inkaufnahme artenschutzrechtlicher Konflikte 
(OVG Lüneburg, 23.6.2016 – 12 KN 64/14, Rn. 85 
„Abschichtungsfkt.“)

• Dichtezentren- und habitatbezogene Ansätze als Ausweg?

− Erwartung höherer zeitlicher Stabilität von 
Dichtezentren/Habitatstrukturen etc., da geringere Dynamik als 
bei Orientierung an Individuen
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Dichtezentren- und habitatbezogene Ansätze und 
Artenschutzrechtliche Ausnahme

• Ermöglicht der Dichtezentrenansatz eine bessere 
Abschichtung des Artenschutzes zwischen Planungs- und 
Genehmigungsebene?

– Alternative gegenüber individuenbezogenem Planungsansatz

o In der Praxis problematisch, inwieweit Eignung, um Zulassung von 
Windenergieanlagen vorzubereiten; Artenschutz muss vielfach auf 
Genehmigungsebene vollständig neu bearbeitet werden

– Dichtezentrenansatz

o Ausschluss der Windenergienutzung innerhalb von Dichtezentren

o Vorbereitung ggf. erforderlicher artenschutzrechtlicher Ausnahmen 
außerhalb von Dichtezentren in ausgewiesenen Windeignungs- und -
vorranggebieten
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Ausgangspunkt

• Aufstellung eines Raumplans kann als Angebotsplanung 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht erfüllen

• Anforderungen an die artenschutzrechtliche Prüfung auf Planungsebene 
ergeben sich dementsprechend nicht allein aus §§ 44, 45 BNatSchG, die 
unmittelbar nur für Genehmigungsebene gelten

• Ist die Pflicht zur Befassung mit den §§ 44, 45 BNatSchG auf Planungsebene, 
insbes. die Prüfungstiefe flächenspezifisch oder einheitlich zu bestimmen?

– aus dem Grundsatz der Erforderlichkeit der Planung, analog § 1 Abs. 3 BauGB,

– aus dem Grundsatz der planerischen Konfliktlösung,

– aus dem Abwägungsgrundsatz, § 7 Abs. 2 ROG

– dem Gebot der Schaffung substanziellen Raums, § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. 

– Weitergehende Anforderungen zur Vorbereitung artenschutzr. Ausnahmen, 
§§ 45 Abs. 7 BNatSchG?

• Jedenfalls: Vor Ableitungen aus dem traditionellen Bild der Raumordnung als 
übergreifende koordinierende Planung ist zu warnen
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Prüftiefe bei Sachverhaltsermittlung (I)

• Harte Tabuzonen scheiden (analog § 1 Abs. 3 BauGB) für Betrachtung aus; 
aber: Artenschutz selbst begründet nach h. M. kein hartes Tabu
− Weder tierökologische Abstandskriterien noch sonst in Leitfäden festgelegte 

Mindestabstände begründen Annahme eines harten Tabukriteriums (so 
weiterhin „tendenziell“ OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 5.7.2018 – OVG 2 A 
2.16, Rn. 97; wie hier OVG NRW, Urt. v. 1.7.13 – 2 D 46/12.NE, Rn. 69 bzgl. 
Helgoländer Papier 07)
➢ Veränderlichkeit des Naturgeschehens erlaubt regelmäßig schon keine 

Prognose über Ausschluss auf „unabsehbare Zeit“ (Gatz, DVBl 2017, 461 
(465); wohl auch BVerwG, Urt. v. 13.12.2018 – 4 CN 3.18)

➢ Möglichkeit von Ausnahme oder Befreiung kann entgegenstehen (OVG 
Münster, Urt. v. 1.7.13 – 2 D 46/12.NE, Rn. 60 ff.; hiergegen aber etwa 
Gatz, DVBl 2017, 461 (465))

• Anforderungen an Prüftiefe bei Behandlung von Flächen als weiche 
Tabuzonen (u.a. Dichtezentren) oder bei Herausnahme der Fläche nach 
Einzelbetrachtung (§ 7 Abs. 2 S. 1 ROG)
− Untersuchung muss grds. nur insoweit erfolgen, als dass Gewichtung des 

jeweils schutzwürdigen Belangs (Artenschutz oder anderer) möglich und damit 
Tabuisierung der Fläche bzw. ihre Herausnahme begründbar
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Prüftiefe bei Sachverhaltsermittlung (II)

• Anforderungen an Prüftiefe bzgl. Flächen, die für Windenergie 
ausgewiesen werden sollen (§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauBGB)
− Raumverschaffen in substanzieller Weise erfordert, dass sich Windenergie auf 

Positivflächen regelmäßig und nicht nur im Einzelfall wird durchsetzen können
− Je kleiner die ausgewiesenen Flächen für die Windenergie sind, umso mehr 

muss sichergestellt werden, dass sich jedenfalls hier WEA durchsetzen können, 
d.h. umso höhere Anforderungen gelten für die Feststellung des Sachverhalts 
(OVG Lüneburg, Urt. v. 5.3.2018 – 12 KN 144/17, Rn. 63)
➢Prognose auf Grundlage von Bestandsdaten kann genügen, wenn Daten 
hinreichend aktuell und keine Hinweise auf Artenschutzkonflikte vorhanden
➢Hinweisen auf Artenschutzkonflikte, die nicht lediglich punktuell bestehen, 
muss nachgegangen werden, ggf. auch durch Kartierungen
➢Großzügige Ausweisung von Flächen für WEA allein genügt nicht (OVG 
Lüneburg, 23.6.2016 – 12 KN 64/14, Rn. 85 („Abschichtungsfunktion“))
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Erhöhte Anforderungen an Prüftiefe 
zur Vorbereitung der artenschutzrechtlichen Ausnahme auf 
Genehmigungsebene?
• Insbes. Alternativenprüfung (keine zumutbaren Alternativen)

– Bezugsraum für Prüfung auf Genehmigungsebene
o Konzentrationszone (vgl. Agatz, Windenergiehdb.,15. Ausg., S. 197)
o Gebiet des jeweiligen Trägers der Regionalplanung (OVG Lüneburg, Urt. 

v. 25.10.18 – 12 LB 118/16) 

– Vorbereitung der Alternativenprüfung bereits auf Planungsebene: 
o Ausschluss von alt. Flächen ohne oder mit Artenschutzkonflikten von 

geringerer Intensität als in VRG, die im Übrigen konfliktfrei sind
o Ausschluss von Flächen ohne oder mit Artenschutzkonflikten von 

geringerer Intensität, die aus anderen, weniger gewichtigen planerischen 
Gründen nicht gewählt wurden (Siedlungsabstände?)

o D.h. Alternativenprüfung könnte nicht nur Vergleich mit 
artenschutzrechtlich vorbelasteten, sondern auch mit Flächen mit 
sonstigen Raumwiderständen erfordern, der durch entsprechende 
Flächenuntersuchung vorzubereiten ist (also aller Flächen, die als weiche 
Tabuzonen oder bei Einzelbetrachtung ausgeschieden werden)

• Keine Verschlechterung des Erhaltungszustands der Art: Planerische 
Sicherstellung über Dichtezentren als Rückzugsräume
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Fazit

• Dichtezentren- und habitatbezogene Ansätze könnten aufgrund ihrer 
Bezugspunkte geeignet sein, eine bessere Handhabbarkeit des 
Artenschutzes auf Planungsebene zu gewährleisten

• Dichtezentren- und verwandte Ansätze könnten zudem Ansatzpunkt für 
eine verbesserte Abschichtung zwischen Planungs- und 
Genehmigungsebene hins. Artenschutzbelang sein, aber:

– Voraussetzung ist „Kommunikation“ zwischen planerischem Umgang mit 
Artenschutz einerseits und Anwendung der artenschutzrechtlichen 
Ausnahmeprüfung auf Genehmigungsebene andererseits

– „Kommunikation“ setzt insbesondere voraus, dass durch entsprechende 
Prüftiefe auf Planungsebene die Alternativenprüfung nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG auf Genehmigungsebene vorbereitet wird, d. h. ausgeschiedene 
Potenzialflächen ggf. eingehender betrachtet werden, als dies allein ihr 
Ausschluss erfordert

o Wird Vorbereitung in diesem Sinne geleistet, spricht viel dafür, die 
Alternativenprüfung auf Genehmigungsebene auf jeweilige 
Konzentrationszone zu begrenzen
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Bleiben Sie auf dem Laufenden

• Info|Stiftung Umweltenergierecht 
informiert periodisch über die 
aktuellen Entwicklungen

• www.umweltenergierecht.de als 
Informationsportal

http://www.umweltenergierecht.de/
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